
30 Jahre Wiedervereinigung – kein Grund
zum Feiern

Martin Suchanek, Referat beim Live-Steam der Gruppe ArbeiterInnenmacht vom 15.10.2020

2020 blieben uns wegen der Pandemie inszenierte Einheitsfeiern weitgehend erspart. Die Festreden
der Herrschenden und des politischen Establishments, die es natürlich trotzdem vom
Bundespräsidenten abwärts gab, verbreiteten dabei ihre Sicht auf die Wiedervereinigung.

Die Einheit wäre insgesamt eine tolle Sache. Bundespräsident Steinmeier schlug sogar eine
Gedenkstätte vor. Leider hatte sie, wie alles im Leben, ihre Schattenseiten v. a. für die Menschen
aus der ehemaligen DDR. Die soziale Einheit wäre noch immer nicht ganz vollzogen, aber sie würde
schon kommen. So oder ähnlich lautet die offizielle Linie der deutschen Politik – und so oder ähnlich
lautete die offizielle Bilanz der kapitalistischen Wiedervereinigung auch vor 5, 10 oder 15 Jahren.

Die Schattenseiten des Prozesses werden zwar erwähnt. Sie trüben freilich nicht das Licht der
Einheit.

So verkündete auch 2020 Frank-Walter Steinmeier, dass wir „in dem besten Deutschland, das es
jemals gegeben hat“, leben würden. „Wir seien Glückskinder Europas“.

Wer ist aber dieses „Wir“? Alle offiziellen, staatstragenden Reden über die Wiedervereinigung
kennen, auch wenn sie mehr oder weniger willig die sozialen Verwerfungen des Prozesses
anerkennen, keine Klassen. Sie kennen allenfalls Ost und West, das irgendwie zusammenwächst. Im
Zentrum steht das nationale WIR, ein Deutschland, das vom  gesellschaftlichen Grundwiderspruch
oder von der imperialistischen Weltordnung nichts wissen will, sondern nur noch seine Glückskinder
kennt.

Bei vielen will sich freilich bis heute das Glücksgefühl nicht richtig einstellen. Bis heute wirken die
Versprechen der Wiedervereinigung schal – und das mit gutem Grund.

Im  folgenden Vortrag werde ich mich mit folgenden Punkten beschäftigen:

Die hartnäckige Ungleichheit zwischen Ost und West

Ihre Ursache – die kapitalistische Wiedervereinigung

Die politische Entwicklung im Osten

Charakter der Wiedervereinigung und die Stärkung des deutschen Imperialismus

Ursachen für den Zusammenbruch der DDR

Lehren für aktuelle Auseinandersetzungen

1. Reproduktion sozialer Ungleichheit

Hier nur einige Zahlen, die den Unterschied zwischen Ost und West belegen:

2018 mussten die Arbeiter„nehmer“Innen in den alten Bundesländern im Schnitt 1295
Arbeitsstunden arbeiten, im Osten (inklusive West-Berlin) 1351 Stunden, also 56
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Stunden länger.

Diese Ungleichheit wird auch bei den tariflich Beschäftigten reproduziert. So hatten 
2018 im Westen 8 Prozent dieser eine Wochenarbeitszeit von 40 Stunden, im Osten 40
Prozent.

Die Jahres-Bruttolöhne je Beschäftigten lagen im Westen bei 36.088 Euro, in den
neuen Ländern bei 31.242 Euro, was einen Unterschied von knapp 4.900 Euro
ausmacht.

Mindestlöhne und Renten, die selbst das geringere Lohn- und Einkommensniveau
widerspiegeln, klaffen weiter auseinander.

Die Spaltung des Arbeitsmarktes hält also auch 30 Jahre nach der Wiedervereinigung an. Und das,
obwohl sich im Westen die prekären und atypischen Arbeitsverhältnisse (Befristung, Teilzeitarbeit
unter 20 Stunden, geringfügige Beschäftigung und Leiharbeit) unter anderem aufgrund der Hartz-
Gesetze und Agenda 2010 sogar noch schneller ausgedehnt haben als im Osten.

In den alten Bundesländern betrug 2017 der Anteil prekärer und atypischer
Beschäftigungsverhältnisse an der gesamten Erwerbstätigkeit 24 % gegenüber 18 % im Osten. Den
Hintergrund dafür bildet jedoch die deutlich höhere Arbeitslosigkeit in den neuen Bundesländern.
Dort lag sie Ende 2018 bei 7,6 % gegenüber 5,3 % im Westen.

Von 1991 bis 2017 wanderten außerdem 3.681.649 von Ost nach West ab, was fast einem Viertel der
Bevölkerung der ehemaligen DDR entspricht. Dem stehen zwar 2.451.176 Zuzüge aus dem Westen
entgegen, die Wellen der innerdeutschen Migration entsprechen jedoch der Zerstörung der
ostdeutschen Industrie und der geringen Arbeitsmarktperspektiven, gerade für besser ausgebildete
Menschen.

Die Migration von Ost nach West ging außerdem auch mit einer massiven Verschärfung der 
Unterschiede innerhalb der neuen Bundesländer einher. Einigen „erfolgreichen“ städtischen 
Regionen steht der fortgesetzte Abstieg der meisten ländlichen und kleinstädtischen Gebiete bis
zum Verlassen ganzer Dörfer entgegen.

Die Ungleichheit zwischen Ost und West drückt sich daher keineswegs nur auf dem Arbeitsmarkt
aus, sondern insbesondere auch beim Vergleich einzelner Regionen. So zeigt z. B. der „Teilhabeatlas
Deutschland“, dass sich in den neuen Bundesländern die „abgehängten Regionen“ konzentrieren.
Diese zeichnen sich durch einen hohen Anteil an Hartz-IV-EmpfängerInnen (darunter auch viele
„AufstockerInnen“), geringere kommunale Steuereinnahmen, besonders geringes jährliches
durchschnittliches Haushaltseinkommen (Medianwert für 2017: 19.100 Euro), geringe
Lebenserwartung, Abwanderung (2017 noch immer mehr als 10 Prozent!), schlechter digitaler
Anbindung und überdurchschnittlicher Entfernung zu Versorgungseinrichtungen (Krankenhaus,
Behörden, …) aus.

Die Frauen zählen in besonderem Maß zu den VerliererInnen der Vereinigung. Die reaktionäre
bürgerliche Gesellschaftsordnung benachteiligt Frauen, die in der DDR eine stärkere wirtschaftliche
und soziale Unabhängigkeit entfalten konnten. Sie gehörten zu den ersten, die nach der Wende
entlassen oder lohnmäßig und im betrieblichen Status abgruppiert wurden.

Insgesamt hat die Wiedervereinigung dem Kapital einen Zuwachs für die Reservearmee an
Arbeitskräften gebracht, und dies zu sich ausweitenden Vorstößen in der Entrechtung der
ArbeiterInnenklasse durch zunehmende Prekarisierung, Leiharbeit, Aushöhlung von Arbeitsrechten



und Unsicherheit des Arbeitsplatzes, verbunden mit einer verunsicherten Lebensplanung, sowie zur
Privatisierung und Abbau öffentlicher Dienste genutzt.

2. Ursache: Kapitalistische Wiedervereinigung

Hintergrund der sozialen Ungleichheit und damit ungleicher Lebensbedingungen bilden
selbstredend nicht „Mentalitätsunterschiede“, sondern vielmehr die Ergebnisse der kapitalistischen
Wiedervereinigung, zu denen eben auch gehört, dass dem Wirtschaftsgebiet der ehemaligen DDR
ein spezifischer Platz im Rahmen eines schon bestehenden bundesdeutschen gesellschaftlichen
Gesamtkapitals zugewiesen wurde.

Nach der kapitalistischen Wiedervereinigung erlebte die DDR-Ökonomie einen drastischen
Niedergang und Ruin, dessen Ausmaß für Friedenszeiten ungewöhnlich, wenn nicht einzigartig war
und ist.

Zwischen 1990 und 1992 wurden zwei Drittel der ostdeutschen Industrie zerstört und zwar unter
Aufsicht und Lenkung der Treuhandanstalt, einer Staatsholding, die die Privatisierung der DDR-
Ökonomie überwachen sollte.

Ende 1992 waren nur noch 750.000 Menschen in der ehemaligen DDR-Industrie beschäftigt, etwa
ein Viertel des Beschäftigungsstandes zur Zeit der Wiedervereinigung. Auch die landwirtschaftliche
Produktion sank von 1989 bis 1992 auf rund die Hälfte. Von 9,8 Millionen Beschäftigten der DDR-
Wirtschaft wurden rund 4 Million „freigesetzt“, arbeitslos, in Kurzarbeit geschickt oder
verschwanden vom Arbeitsmarkt (RentnerInnen; Abwanderung in den Westen; Rückgang der
Erwerbstätigkeit von Frauen).

Zugleich stiegen die Preise für Konsumgüter und Mieten dramatisch, so dass die Auswirkungen des
für kleinere SparerInnen günstigen Umtauschkurses von Ost-Mark zu D-Mark (1:1) im Zuge der
Währungsreform rasch verpufften. Umgekehrt begünstigte die Währungsreform 1990 die Aneignung
der ostdeutschen Ökonomie durch das westdeutsche Kapital.

Der Umtauschkurs bedeutete erstens, dass die Schulden der DDR-Unternehmen in D-Mark neu
bewertet wurden, darunter auch Kosten, die in einer kapitalistischen Ökonomie erst gar nicht in den
einzelbetrieblichen Bilanzen aufgeschienen wären (z. B. betriebliche Sozialleistungen).

Zweitens wog die Neubewertung des Anlagevermögens der ostdeutschen Industrie, Landwirtschaft
und Dienstleistungsunternehmen (Handel, …) besonders schwer. Das veraltete, lange nicht
erneuerte fixe Kapital wurde jetzt mit den westdeutschen, fortgeschrittenen Kapitalien verglichen
und neu bewertet. Das Anlagevermögen wurde somit über Nacht weit mehr entwertet, als es der
Umtauschrelation größerer Geldvermögen (1:2) entsprach, so dass die Schuldenrate der DDR-
Betriebe massiv anwuchs. Sie waren als Konkurrentinnen damit mehr oder minder aus dem Feld
geschlagen.

Das Übrige erledigte die Treuhand. Sie verkaufte die DDR-Betriebe unter Wert, v. a. an die
westdeutsche Konkurrenz. Da es keine DDR-Bourgeoisie gab, wanderte in kurzer Zeit alles, was
profitabel erschien, in die Hände der bundesdeutschen KapitalistInnenklasse. Ursprünglich sollte die
Privatisierung der ostdeutschen Ökonomie und deren Restrukturierung durch Verkaufserlöse
finanziert werden. Doch das westliche Kapital wollte für die DDR-Unternehmen nicht zahlen,
sondern für seinen „Dienst“ noch belohnt werden.

Daher übernahm die Treuhand und über diese der Staat den größten Teil der Schulden. Bis Ende
1992 waren so 8.000 von 40.000 DDR- Betrieben auf diese Weise verkauft, genauer verscherbelt



worden.

Die Filetstücke – z. B. Carl Zeiss Jena – eigneten sich die „rettenden“ Konzerne zuerst an, sei es, um
neue wirtschaftliche „Inseln“ zu schaffen, sei es, um unliebsame Konkurrenz zu übernehmen und
auszuschalten, und sie erhielten dafür Milliardensubventionen (Carl Zeiss Jena 3,5 Mrd. DM).

Die kapitalistische Wiedervereinigung stärkte also das deutsche Kapital mehrfach. Sie erweiterte
den Markt für Waren, erlaubte die Aneignung von Betrieben faktisch für nichts, verschaffte ein
Reservoir von Billigarbeitskräften, erhöhte den Druck am Arbeitsmarkt, machte den Osten zum
Exerzierfeld für sog. Arbeitsmarktreformen. All das stärkte damit das deutsche Kapital auf dem
Weltmarkt und insbesondere auch in Europa gegenüber seinen unmittelbaren imperialistischen
KonkurrentInnen.

3. Polarisierung und soziale Auseinandersetzungen nach der
Wiedervereinigung

Das Geheimnis das Aufstiegs der AfD gerade im Osten muss zweifellos vor dem Hintergrund der
ökonomischen und sozialen Lage in den neuen Bundesländern verstanden werden. Aber nicht in
einer mechanischen Weise, sondern im Wechselverhältnis von sozialer Entwicklung und
Klassenkämpfen. Allein die jahrelange starke Stellung von PDS/Linkspartei unter den Erwerbslosen,
aber auch den Mittelschichten im Osten, zeigt, dass es nicht einfach Armut, Benachteiligung oder
gar eine angeblich besonders autoritär geprägte DDR-Identität waren, die per se die Menschen zur
AfD oder zur extremen bis hin zur faschistischen Rechten treiben.

Die kapitalistische Wiedervereinigung stellte für die ArbeiterInnenklasse in ganz Deutschland eine
historische Niederlage dar. Auch wenn die Bewegung gegen die DDR-Bürokratie eine legitime
Massenbewegung war, so machte sich ihre politische Schwäche, der kleinbürgerliche Charakter
ihres Programms, rasch fatal bemerkbar. Sie hatte keine Antwort auf die grundlegenden
ökonomischen Probleme der DDR – und eröffnete dem westdeutschen Imperialismus somit die
Chance, die Lage zu seinen Gunsten zu wenden. Aus einer halben Revolution gegen die Bürokratie
wurde eine ganze Konterrevolution.

Diese stärkte den Imperialismus, die soziale, wirtschaftliche und globale Stellung des „eigenen“
Kapitals, ungemein. Die soziale Konterrevolution im Osten, also die Vernichtung des
ArbeiterInnenstaates DDR, wurde jedoch in einer bürgerlich-demokratischen Form vollzogen, was
nicht zuletzt auch die Einbindung der Massen erleichterte – trotz einer enormen Zerstörung der
ökonomischen Basis der ehemaligen DDR.

Die gesellschaftlichen Auswirkungen dieser Niederlage waren jedoch in den neuen und alten
Bundesländern höchst unterschiedlich. Die Klassenstruktur (und -zusammenarbeit) des BRD-
Kapitalismus wurde im Westen nur schrittweise umgemodelt. In der DDR wurde das gesamte soziale
und ökonomische Gefüge abrupt, sprunghaft zerstört. Der Kapitalismus war nicht zuletzt aufgrund
der massiven Zerstörung der ostdeutschen Industrie immer instabiler als im Westen und daher auch
die soziale Struktur der Gesellschaft selbst.

D. h. wir können während und nach der Wiedervereinigung von Beginn an verschiedene Formen der
raschen politischen Veränderung beobachten.

Zuerst enorme Illusionen in die bürgerliche Demokratie und in die sog. soziale Marktwirtschaft.

Sehr rasch auch extrem reaktionäre, rassistische und faschistische Antworten – die pogromartigen
Mobs von Rostock, Hoyerswerda waren zwar nicht auf den Osten beschränkt, hatten dort aber ihr



Zentrum. Die Nazis fanden Zulauf.

Es ist kein Zufall, dass es im Osten den starken Zulauf für die Pegida und die rassistische AfD zuerst
gab,  auch weil die Verhältnisse nicht nur für die ArbeiterInnenklasse und Erwerbslosen, sondern
auch für die Mittelschichten und das KleinbürgerInnentum weitaus instabiler sind.

Aber die soziale Lage kann auch nach links ausschlagen, wie die letzten Jahrzehnte gezeigt haben.
So waren PDS, später auch die Linkspartei, beispielsweise jahrelang in der Lage, Arbeitslose als
WählerInnen zu binden. Vor allem aber Bewegungen der Klasse sind zu erwähnen. So die teilweise
sehr langen Betriebsbesetzungen gegen Schließungen Anfang der 1990er Jahre, z. B. des
ehemaligen Kali-Bergwerks Bischofferode. So der IG Metall Streik im Osten 2003 und die Bewegung
gegen die Hartz-IV-Gesetze in den Jahren 2003 und 2004. Letztere waren fortschrittliche
proletarische Massenbewegungen, die jedoch von der Gewerkschaftsbürokratie, von der SPD
verkauft oder direkt bekämpft wurden oder denen die PDS und die Linkspartei keine Perspektive
über Wahlen hinaus zu geben vermochten.

Der Aufstieg der AfD reflektiert also nicht nur die sozialen und ökonomischen Verhältnisse, die
soziale Lage verschiedener Klassen, sondern auch Verrat und Niedergang der reformistischen
Parteien und der Gewerkschaften.

4. Strategische Bedeutung der deutschen Wiedervereinigung

Die Auslöschung des ArbeiterInnenstaats DDR mit seinen nichtkapitalistischen Grundlagen bedeutet
eine Niederlage für das Weltproletariat, die umso schwerer wiegt, da sie nach erfolgreicher
Demobilisierung und Integration der Massenbewegung von 1989 praktisch kampflos erfolgte. Das
Versagen der deutschen ArbeiterInnenbewegung einschließlich der westdeutschen Linken, die diese
historische Dimension des Prozesses und v. a. die Notwendigkeit des Eingreifens völlig verkannte
oder unterschätzte, war eklatant.

Während der Reformismus teilnahmslos verharrte oder aktiv die Demobilisierung der
ArbeiterInnenklasse im Osten betrieb, hing ein Großteil der radikalen Linken den kleinbürgerlichen
Reformillusionen der DDR-BürgerrechtlerInnen an und träumte von einer teilstaatlichen Lösung und
einem Kompromiss mit der Bürokratie, statt mit einem Forderungsprogramm für
ArbeiterInnendemokratie, demokratische Planung und eine revolutionäre Wiedervereinigung den
Widerstand in die ArbeiterInnenklasse hüben wie drüben hineinzutragen und sie organisatorisch zu
rüsten.

Nicht allein die Errungenschaften eines ArbeiterInnenstaates wurden abgewickelt, sondern das
Territorium wurde zum Exerzierplatz für eine sozialpolitische Konterrevolution ausgestaltet. Die
Rechnung, die das BRD-Kapital auch der ArbeiterInnenklasse im Westen für die passive Duldung der
restaurationistischen Einheit präsentierte, war unerbittlich und musste mit der Schwächung des
eigenen Kampfpotenzials gegen alle folgenden Offensiven des Kapitals bezahlt werden.

Die deutsche Imperialismus triumphierte zunächst. Die Wiedervereinigung hatte eine nicht zu
unterschätzende Wirkung auf die internationale Anerkennung seiner Leistungsfähigkeit.

Entscheidend war jedoch, mit dem neu gewonnenen Hinterland eine geostrategische Startrampe
geschaffen zu haben, um die Rekapitalisierung des zerbröckelnden Ostblocks voranzutreiben.

Zum Zweiten konnte in der EU noch mehr deutsches Gewicht in die Waagschale geworfen werden.
Die Erweiterung der Machtbasis erleichterte auch die Durchsetzung von Projekten wie der
Einführung des Euro als wichtiges Faustpfand für den innerimperialistischen Konkurrenzkampf.



Die gegenwärtige Krise der Globalisierung hat die Krisenanfälligkeit des Kapitalismus weltweit
offenbart und auch vor dem BRD-Imperialismus nicht Halt gemacht.

Den ersten Dämpfer bekamen die Ambitionen des BRD-Imperialismus mit dem Scheitern seiner
Pläne für eine EU-Verfassung 2005 und damit des politischen Aufstiegs zu einer imperialistischen
Supermacht, die den USA und dem aufstrebenden China die Stirn hätte bieten können.

Wirtschaftlich ist Deutschlands Vormachtstellung innerhalb der EU zwar weiterhin unumstritten,
doch die Schwierigkeiten, ökonomische Druckmittel gegen die sich sperrenden Nationalismen dort
politisch umzumünzen, nehmen zu. Mit einheitlichen klaren Positionen kann die EU weltpolitisch
nicht aufwarten: Für den aktiven militärischen Einsatz für eigene Interessen besteht ein begrenzter
Aktionsspielraum. Nach wie vor hindert der Atomwaffensperrvertrag die BRD daran, auch
militärisch Weltgeltung zu erlangen.

Vor ein paar Jahren noch kaum vorstellbare Instabilitäten haben das Land überzogen und einerseits
das Durchregieren für das Kapital nicht unbedingt vereinfacht, zum anderen den Erfolg des
Rechtspopulismus gebracht, der v. a. in Ostdeutschland Tritt gefasst hat, worin die – vorläufig –
letzte Konsequenz der siegreichen Konterrevolution und der Kapitulation der
ArbeiterInnenbewegung zum Ausdruck kommt.

Protestbewegungen wie jene gegen die Hartz-Gesetze ab 2003, die vor allem in der ehemaligen DDR
eine Massenkraft waren, verdeutlichen, dass es sich hier um kein Naturgesetz handelt. Die
ArbeiterInnenklasse kann durchaus für ein fortschrittliches, klassenkämpferisches Programm
gewonnen werden – wenn dieses entschlossen verfochten wird – in Ost und West.

5. Ursachen für den Zusammenbruch

Das erfordert aber, die Ursachen für den Zusammenbruch der DDR und die kapitalistische
Restauration zu verstehen. Hierzu einige Punkte:

Der Zusammenbruch der DDR war natürlich durch die Erschöpfung der
bürokratischen Planwirtschaften bedingt. Der Westen verschärfte den Kalten Krieg
und den ökonomischen Druck, nicht zuletzt auch durch Schulden usw.

Die Frage ist in diesem Zusammenhang jedoch auch zu stellen, warum der sog.
Sozialismus der DDR und des gesamten Ostblocks scheiterte, unterlag und warum ihn
die ArbeiterInnenklasse nicht verteidigte.

Die Antwort darauf kann nicht nur im Westen, im Druck des Imperialismus gesucht
werden, sie erfordert auch, die Frage zu stellen: Was stellten die DDR oder andere
Staaten des Ostblocks eigentlich dar? Waren sie sozialistisch? Herrschte die
ArbeiterInnenklasse wirklich? Warum entstanden Massenbewegungen gegen die
herrschenden Parteien und den Staatsapparat?

Die DDR und die anderen Länder Osteuropas waren zwar Planwirtschaften und hatten
das Kapital enteignet, also wichtige Voraussetzungen für eine Entwicklung zum
Sozialismus geschaffen, aber sie enteigneten die herrschende Klasse auf bürokratische
Weise. Die ArbeiterInnenklasse bestimmte nie die politischen Entscheidungen. Das
erledigte eine Kaste, eine Staatsbürokratie, die die politische Macht monopolisierte,
die ArbeiterInnenklasse davon faktisch ausschloss und zugleich die Illusion
verbreitete, den Sozialismus in einem Land, ohne internationale Ausweitung aufbauen



zu können.

Diese bürokratische Herrschaft führte aber dazu, dass die ArbeiterInnenklasse von der
Planwirtschaft entfremdet wurde. Statt ArbeiterInnendemokratie gab es ein billiges
Imitat der bürgerlichen Demokratie, die Volkskammer. Statt verschiedener
ArbeiterInnenparteien gab es die nationale Front. Statt Räten, gab es einen
allumfassenden Staatsapparat. Von einem Absterben des Staates, wie es Marx und
Lenin mit der Entwicklung des Sozialismus verbanden, konnte keine Rede sein.

Dies bedeutet aber auch, dass die ArbeiterInnenklasse in diesem Staat – wir nennen
ihn degenerierten ArbeiterInnenstaat – von der politischen Macht ausgeschlossen und
die Entwicklung des Klassenbewusstseins strukturell blockiert war.

Es brauchte also eine politische Revolution der Klasse gegen die Bürokratie, um
überhaupt den Weg zum Sozialismus frei zu machen. Die Bewegung 1989 war
anfänglich eine in diese Richtung. Es mangelte ihr aber an Bewusstsein ihrer Lage und
Aufgaben. Sie war von kleinbürgerlichen Kräften geführt wie dem Neuen Forum. Am
linken Rand dieser Bewegung bezogen sich zwar Vereinigungen wie die Vereinigte
Linke um die Böhlener Plattform auf die ArbeiterInnenklasse, aber sie hatten kein
klares politisches Programm, das eine konsequente Antwort auf die Krise der DDR zu
geben vermochte. So waren sie zahlenmäßig nicht nur in einer ungünstigen
Ausgangsposition, sondern auch vor allem politisch unvorbereitet, ratlos und damit
zunehmend handlungsunfähig angesichts der sich im Zeitraffer überschlagenden
Ereignisse.

In diesem weltgeschichtlichen Moment besaß die Klasse keine Führung, kein Konzept,
ihr „linker Flügel“ setzte auf die Reform des Staates, nicht auf eine Revolution mit
Rätedemokratie, demokratischer Planung und Ausweitung der Bewegung in den
Westen und Verbindung mit Osteuropa. D. h. die Bewegung hatte keine Antwort auf
die Krise der DDR-Ökonomie und der Lebensverhältnisse. Diese Frage griff die
bürgerliche Konterrevolution mit der Losung der kapitalistischen Wiedervereinigung
und der raschen Währungsunion auf. Aus der halben Revolution wurde rasch eine
ganze Konterrevolution, deren endgültigen Vollzug der 3. Oktober symbolisierte. Die
wesentlichen Entwicklungen fanden aber schon vorher statt.

6. Lehren

Die erste Lehre besteht also darin, dass es in einer revolutionären Krise eines entschlossenen
Eingreifens und Programms bedarf, eines, das nicht bei halben Sachen stehenbleibt, sondern auf die
Errichtung der ArbeiterInnenmacht zielt.

Zweitens müssen wir deutlich machen, dass ein „Sozialismus“, wie er in der DDR existierte, keine
Zukunft hat. Es ist unmöglich, den Sozialismus in einem Land aufzubauen, sondern dies kann nur
international geschehen. Es ist aber auch unmöglich, dass die Befreiung der ArbeiterInnenklasse
ohne ArbeiterInnendemokratie, ohne Räte, ohne Selbstorganisation der Klasse erfolgt. Wir brauchen
eine Planwirtschaft, aber eine, die von den ProduzentInnen und KonsumentInnen demokratisch
gelenkt und kontrolliert wird, nicht von einer scheinbar allmächtigen Staatsbürokratie.

Drittens wir müssen dem nationalen „WIR“ die internationale Einheit der ArbeiterInnenklasse, deren
gemeinsame Interessen entgegenstellen – in Ost und West, von einheimischen und migrantischen



ArbeiterInnen.

Die schließt viertens ein, dass wir diesen bestehenden Staat als Staat der herrschenden Klasse
begreifen müssen, wir müssen, auch wenn wir den deutschen Imperialismus als den Hauptfeind der
ArbeiterInnenklasse hierzulande begreifen, seine militärischen Abenteuer, seine ökonomische
Erpressung anderer Länder, die Abriegelung der deutschen und europäischen Grenzen gegen
Geflüchtete und Arbeitsmigrantinnen bekämpfen. Wir müssen jeden nationalen Schulterschluss,
jedes Zurückstellen des Klassenkampfes auf politischer wie auf gewerkschaftlicher Ebene ablehnen,
ja bekämpfen.

Fünftens erfordert revolutionäre, kommunistische Politik ein Programm, eine politische Strategie,
die den Kampf für unmittelbare, demokratische, soziale Forderungen – z. B. nach gleichen Lebens-
und Arbeitsverhältnissen – mit dem Ziel einer anderen Gesellschaft verbindet. D. h. wir brauchen ein
Programm von Übergangsforderungen, das einen Weg zur sozialistischen Revolution in Deutschland
und international weist.

Warum ist das heute so wichtig? Weil wir uns – wie 1989 und 1990 – in einer historischen
Umbruchphase befinden, am Beginn eines geschichtlichen Wendepunktes. Die globale
kapitalistische Krise, befeuert durch die Pandemie, die Umweltzerstörung, und der Kampf um die
Neuaufteilung der Welt werden alle zu massiven globalen politischen und sozialen Verwerfungen,
Krisen führen – und damit auch zu enormen Klassenauseinandersetzungen. In diese müssen wir
eingreifen. Dabei stehen wir vor der Aufgabe, revolutionäre Orientierung, Perspektive, Führung zu
geben. Das werden wir aber nicht leisten können, wenn wir nicht Lehren aus den großen Kämpfen –
darunter leider auch vielen Niederlagen – der Vergangenheit ziehen. Die Geschichte 1989 – 1990
gehört zu solchen Ereignissen.


